
 
Gemeinde- und Städtebund 
Rheinland-Pfalz 
Verband kreisangehöriger 
Gemeinden und Städte e.V. 
Deutschhausplatz 1 
D-55116 Mainz 
Telefon (0 61 31) 23 98 111 
Telefax (0 61 31) 23 98 110 
 e-mail: wmanns@gstbrp.de 

  

 

Verbandsdirektor Manns 

Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz • Postfach 2125 • 55011 Mainz 

Mitglieder, außerordentliche Mitglieder 
und kooptierte Mitglieder  
 
des Gemeinde- und Städtebundes  
Rheinland-Pfalz 
 
 
Ortsgemeinden und verbandsangehörige Städte über die jeweilige  
Verbandsgemeindeverwaltung 

Unsere Zeichen 
070-02/HB 

 Mainz, den 

03.11.2011 

 
Energiewende - Antrag des Landesausschusses an die  
Mitgliederversammlung am 14.11.2011 in Idar-Oberstein 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
der Landesausschuss hat auf der Grundlage entsprechender einstimmiger Beschlüsse des 
Ausschusses für Verfassung, Verwaltung und Europa, des Vorstandes und der Bezirksvor-
stände in seiner Sitzung am 02.11.2011 den beigefügten Antrag an die Mitgliederversamm-
lung beschlossen. Mit dem Antrag möchten wir die Positionen des Gemeinde- und Städte-
bundes Rheinland-Pfalz zur Energiewende auf breiter Basis in der Mitgliedschaft des Ver-
bandes beschreiben. 

Ich bitte Sie, für die Positionen zu werben! 

Die Verbandsgemeindeverwaltungen bitte ich herzlich, Abdrucke dieses Schreibens sowie 
des beigefügten Antrages den Damen und Herren Orts- und Stadtbürgermeister zur Verfü-
gung zu stellen. Vielen Dank. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Manns 
Verbandsdirektor 

Anlage 
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GStB-Beratungsvorlage MV 2011  

 

Mainz, den 03.11.2011 

Energiewende 

Sachverhalt: 

Die Fraktionen der SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN haben einen Antrag betref-
fend „Kommunale Energiewende unterstützen“ im Landtag eingebracht (LT Drs. 
16/309). Die Fraktion der CDU hat hierzu einen Alternativantrag betreffend „Kommu-
nale Energiewende überprüfbar unterstützen“ vorgelegt (LT Drs. 16/334). Der Alter-
nativantrag ist hinsichtlich der Forderungen inhaltlich mit dem Antrag deckungsgleich 
und um den Punkt „Energiebericht“ erweitert.  

Die Positionen des GStB zur Energiewende sollen durch die Mitgliederver-
sammlung vorgegeben werden. 

Der Landesausschuss schlägt zur Beschlussfassung durch die Mitgliederver-
sammlung vor: 

„Die Unterstützung der kommunale Energiewende ist ein wichtiges Vorhaben der 
Landespolitik in dieser Legislaturperiode. Die Gemeinden, Städte und Verbands-
gemeinden unterstützen dieses Vorhaben. 

Der globale Klimawandel erfordert eine drastische Absenkung des CO2-
Ausstoßes. Auf Basis des Referenzjahres 1990 muss bis zum Jahr 2020 der Aus-
stoß um mindestens 40 Prozent und bis zum Jahr 2050 um 90 Prozent gesenkt 
werden, um den Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf zwei Grad Cel-
sius zu begrenzen. Diese Ziele können nur durch einen Mix aus verschiedenen 
Maßnahmen erreicht werden. Unabdingbar sind verstärkte Bemühungen bei 
Energieeffizienz und Energieeinsparung, die Dezentralisierung der Versorgungs-
strukturen sowie der konsequente Ausbau der erneuerbaren Energien vor allem in 
den ländlichen Räumen. 

Die Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden werden konsequente Schritte für 
eine echte Energiewende einleiten und dazu begonnene Maßnahmen weiterfüh-
ren. Den Hauptteil der erneuerbaren Energien wird aufgrund der in Rheinland-
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Pfalz vorhandenen Potenziale der Ausbau der Wind- und Solarenergie ausma-
chen. Dies ist eine Aufgabe, die nur auf der gemeindlichen Ebene leistbar ist. 

Wir stimmen der Auffassung der im Landtag vertretenen Fraktionen zu, dass die 
Energieerzeugung der Zukunft auf erneuerbaren Energien basieren und weitge-
hend dezentral sein wird. Für diesen Umbau unseres Energiesystems kommt den 
Kommunen, den Stadt- und Gemeindewerken sowie den kommunalen Woh-
nungsunternehmen wegen ihrer Bürgernähe und örtlichen Sachkompetenz eine 
besondere Bedeutung zu. 

Die Liberalisierung der Märkte in Europa hat dazu geführt, dass sich die kommu-
nalen Unternehmen in einem harten Wettbewerb mit anderen Unternehmen befin-
den. 

Aufgrund der Strukturen auf dem Energie- und Wärmemarkt sehen wir durch die 
kommunalen Unternehmen die Chance, mehr Verbraucherrechte, preisgünstigere 
Angebote und ökologische Belange sicherzustellen. Daher ist es notwendig, die 
Wettbewerbsfähigkeit und den Handlungsspielraum der Kommunen und der 
kommunalen Unternehmen zu stärken. 

Die Gemeinden, Städte und Verbandsgemeinden sind auch in weiteren Bereichen 
zentrale Akteure der Energiewende. Sie setzen vor Ort die überörtlichen Ziele und 
Vorgaben um und forcieren durch ihr Handeln den Ausbau der erneuerbaren 
Energien. 

Der GStB fordert Landtag und Landesregierung auf 

· die wirtschaftliche Betätigung von Kommunen und ihrer Stadt- und Gemein-
dewerke im Bereich der Energieversorgung zu erleichtern; 

· den Kommunen und ihren Stadt- und Gemeindewerken im Bereich der er-
neuerbaren Energien eine verbesserte überörtliche Betätigung zu ermögli-
chen; 

· die Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen an Anlagen zur regenerativen 
Energieerzeugung, auch außerhalb der Gemeindegrenzen, zu erleichtern; 

· die Rekommunalisierung der Energieversorgung bzw. entsprechende Beteili-
gungen von Kommunen zu unterstützen; 

· durch eine Fortschreibung des LEP IV sowie durch die Überarbeitung des 
Windkrafterlasses Handlungsspielräume für den Ausbau der erneuerbaren 
Energien auf der Flächennutzungsplanebene zu vergrößern.“ 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Zustimmung 
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